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An 

Bundestagsabgeordnete 
und Landtagsabgeordnete des Landes Bayern









    Erlangen, den 02.07.2013
Angeregt von einem bayernweiten Fortbildungstag zum Thema „Achtsamkeit“ und der Frage, wie eine angemessene und gute Grundhaltung Begegnungen fördern können, schreiben wir Ihnen als die Ehrenamtlichen, die an diesem Tag teilgenommen haben. Wir, das sind die Ehrenamtlichen des  Betreuungsdienstes Psychiatrie Erlangen e.V.. 
 sowie weitere Ehrenamtliche, die den Laienhilfetag besucht haben.

Wir sind beunruhigt über die Entwicklung der stationären Versorgung in der psychischen Akuterkrankung. 


Deswegen wenden wir uns an Sie mit der Bitte, uns Ihre Meinung als Abgeordneter zu dem Bereich psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung mitzuteilen. Vielleicht ist das nicht Ihr fachlicher Schwerpunkt, aber uns würde interessieren, wie weit Sie über diesen Sachverhalt Bescheid wissen und welche Ideen Sie haben, um die psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung für die betroffenen Menschen zu verbessern. 

Ausgangspunkt für unser Interesse sind Begegnungen mit Patienten und Angehörigen. Deren Erfahrung ist, dass für die allermeisten psychisch erkrankten Menschen nichts so heilsam ist wie Zeit und Beziehungen, sowohl die privaten wie auch die professionellen, vor allem in Krisenzeiten. Wie Sie vielleicht wissen, ist die stationäre Behandlung in einer psychiatrischen Klinik eine entscheidende Option für Menschen, die aktuell an einer schweren Erkrankung leiden. Die Erfahrung lehrt, dass erkrankte Menschen sehr oft, wenn sie in aller Ruhe und Angemessenheit stationär behandelt werden, dann in der Lage sind, sich ambulant weiterbehandeln zu lassen und mit ihrer Krankheit gut zu leben.

Die derzeitige Bundesregierung hat aber im Jahr 2012 die Weiterentwicklung der gesetzlichen Rahmenbedingungen für die psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung begonnen. Dabei ist vor allem die ökonomische Steuerung in den Blick genommen worden, die sicher notwendig wurde angesichts der Zunahme von psychiatrischen Erkrankungen (Vgl. z.B. Fehlzeitenreport 2009). Hingegen ist hierbei die Frage nach der Qualitätssicherung der psychiatrischen Angebote unseres Erachtens zu wenig beachtet worden. 

Die Sorge, die wir mit vielen anderen Patient/innen und hauptamtlich Tätigen in der Psychiatrie teilen, ist, dass das pauschalisierte Entgeltsystem für die Psychiatrie und Psychotherapie (PePP) zu sehr mit dem DRG-System parallelisiert wird (DRG: das diagnosebezogene Pauschalsystem im nicht-psychiatrischen Bereich, wobei unabhängig von der Verweildauer allein nach den Fallpauschalen abgerechnet wird, z.B. eine Knie-OP). 

D.h. die einseitige Entwicklung von Behandlungen und Zeitvorgaben lassen befürchten, dass die notwendigen Angebote und Sonderwege die manche psychiatrischen Krankheitsverläufe erfordern, zu denen Zeit, regionale integrative Angebote und Begleitungsstabilität gehören, nicht mehr zuverlässig gewährleistet werden können. Und das, obwohl beispielsweise eine Depression sehr wohl gut behandelbar ist, wenn die betreffende Person Zeit und Chancen bekommt, die auftretenden Wellen, Tiefen und Rückschläge in aller Ruhe behandeln zu lassen – und mit neuen Erfahrungen (z.B. Leben mit krankheitsbedingten Schwächen) zu bereichern. 

Leider haben wir auch dieses Jahr schon mehrmals Patienten zum wiederholten Male im Klinikum am Europakanal getroffen, die auf Grund von zu früher Entlassung als Hilfesuchende wiederkommen mussten. Diese Entlassungen waren erste Reaktionen auf das neue PePP. Dass sie dann für das Klinikum nur noch mit ca. 80% -90% der Kosten refinanziert werden, erleichtert, so unsere Vermutung, die Arbeit in der Klinik nicht unbedingt.

Daneben erschrickt uns, dass die Diagnoseerstellung insgesamt ein zu großer Faktor für die Eingruppierung, also für die konkrete Abrechnung mit den Krankenkassen wurde. Die Krankheitserkennungen eigenen sich weniger als die entsprechenden Diagnosen in der somatischen/körperlichen Medizin zur geeigneten Einstufung. Zumal nicht selten Betroffene und Professionelle unterschiedlicher Auffassung über die Erkrankung sind.


Deshalb folgende Fragen an Sie: 

1. Wären Sie bereit, mit Betroffenen, Angehörigen und Professionellen (Ärzten, therapeutisches und Pflegepersonal) neu in einen Dialog einzutreten bzw.  für diese Angelegenheit in der (zukünftigen) Bundesregierung einzutreten? Oder, wenn dieses nicht Ihr Schwerpunktgebiet ist, sich dafür bei den entsprechenden Verantwortlichen einzusetzen, dass das Thema erneut auf die Tagesordnung kommt, mit dem Ziel, die Versorgungsqualität zu verbessern, nicht nur kurzfristige Einsparungen zu ermöglichen?

2. Wissen Sie, dass die Budgets der Psychiatrie und Psychotherapie durch diese Entscheidungen in die Gefahr kommen, die Qualität der psychiatrischen Medizin, die sich seit den 1970er Jahren zu einem international anerkannten Niveau entwickelt hat, zu gefährden? 
Was könnten Sie als Politiker/in dazu beitragen, damit das Niveau auf breiter Ebene gehalten werden kann?


3. Ist Ihnen bewusst, dass zugunsten von bestimmten Diagnosen ein Wertverlust anderer Befunde mit einhergeht? Z.B. besteht die Gefahr, dass Kliniken auf Dauer, um Personalstellen zu sichern, bevorzugt Diagnosen/Fälle aufnehmen, die kostengünstiger sind. Oder dass bestimmte Krankheiten dann nicht mehr vorkommen. Vor allem, wenn die Gefahr besteht, dass bestimmte Krankheiten bei zu langer Verweildauer zu sehr unter die 100% Refinanzierung rutschen. 

4. Wie verhalten Sie sich zu dem geplanten Abbau von Personal in der psychiatrischen Versorgungslandschaft und der damit geplanten (weiteren?)Verschlechterung der Patientenversorgung spätestens ab 2015? 

Wir bitten Sie, unsere Erfahrung und die von vielen Betroffenen und Professionellen ernst zu nehmen. Beziehung(en) und Zeit sind ein entscheidender, wenn nicht der entscheidende Heilungs-Faktor bei psychischen Erkrankungen. 

Für Ihre Antworten zu diesem Sachverhalt wären wir Ihnen sehr verbunden. Wir wollen diesen Brief auf unsere Homepage stellen, und auch dazuschreiben, wem wir diesen gesandt haben. 
Wenn Sie einverstanden sind, werden wir Ihre Antworten auf unserer Homepage unter Aktuelles  veröffentlichen. 

Mit freundlichen Grüßen

Mit freundlichen Grüßen

Susanne Gillmann
Leitung Betreuungsdienst Psychiatrie
Unterschriften:






� Wir arbeiten seit mehr als 30 Jahre ehrenamtlich im Bezirkskrankenhaus Erlangen, dem Klinikum am Europakanal, und darüber hinaus regional in der Einzellaienhilfe. Derzeit sind wir etwa 50 Ehrenamtliche, Männer wie Frauen im Alter zwischen 20 und 79 Jahren. 
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